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	Gemeinde Henndorf am Wallersee

BEZIRK UND LAND SALZBURG

Hauptstraße 65, 5302 Henndorf a. W.

Tel. 06214 / 82 04, Fax DW 34

e-mail: gemeinde@henndorf.at



EAP 004-1/42/07-2003
N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung am Freitag, dem 7. November 2003 um 17:00 Uhr im Sitzungssaal - Gemeindeamt Henndorf am Wallersee.

Anwesend: 

Für die Österreichische Volkspartei:

	Herr Bürgermeister Rupert Eder
	 

	Herr GR Dr. Wolfgang Leinberger
	 

	Frau GR Theresia Fletschberger
	 

	Frau GV Maria Paar
	 

	Herr GV Johann Sommerer
	 

	Herr GV Johann Schwaiger
	 

	Herr GV Johann Riedl
	 

	Herr GV Horst Göttlich
	 


Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:

	Herr Vizebürgermeister Walter Seidl
	 

	Herr GR Herbert Thalhammer
	 

	Frau GV Dorothea Aberger
	 

	Frau GV Mag. Hildegard Eisl
	 

	Herr GV Franz Ortner
	 


Für die Freien Demokraten Henndorfs:

	Herr GR Johann Kaindl
	 

	Herr GR Franz Brandstätter
	 

	Herr GV Johann Strumegger sen.
	 

	Herr GV Cornelius Wessely
	 


Für das Liberale Bürgerliche Henndorf:

	Herr GV Friedrich Weyrich
	 


Nicht anwesend: 

Für die Österreichische Volkspartei:

	Herr GR Johann Ebner
	 

	Herr GV Siegfried Düh
	 


Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:

	Herr GV Ing. Helmut Aschenberger
	 


Sonstige Anwesende:

Schriftführer:  MERGEFIELD sbvadtit  Enhuber Monika
Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

	 1. 
	Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

	 2. 
	Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9(6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf,

	 3. 
	Bericht des Überprüfungsausschusses;

	 4. 
	Bericht und Anträge des Ausschusses für Dorfgestaltung und Verkehr;

	 5. 
	Bericht und Anträge des Ausschusses für Schule, Kindergarten, Soziales und Kultur;

	 6. 
	Auftragsvergabe - Planung Mehrzweckhalle - Beratung und Beschluss;

	 7. 
	Antrag der SPÖ - Einrichtung eines Gebäudemanagements für Mehrzweckhalle - Beratung und Beschluss;

	 8. 
	Salzburg AG - Rahmenvereinbarung für Gas- und Stromlieferung - Beratung und Beschluss;

	 9. 
	Salzburg AG - Dienstbarkeitsverträge Bergstraße und Mühlenweg - Beratung und Beschluss;

	 10. 
	Aufhebung Vereinbarung gem. § 14 SROG 1998 v.3.7.1998 für Pz. 3372 - KG Henndorf;

	 11. 
	Abänderung des Ehrungsstatutes - Beratung und Beschluss;

	 12. 
	Information über Beschlüsse der Gemeindevorstehung;


Nicht öffentlicher Teil

	 13. 
	Personelles;


Öffentlicher Teil

	 14. 
	Allfälliges;


Erledigung:

Öffentlicher Teil
zu 1.)
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;


Der Bürgermeister Rupert Eder eröffnet um 17.oo Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 


Vizebürgermeister Seidl bittet um Umreihung der Tagesordnungspunkte: Es soll der TOP 7) vor dem TOP 6.) behandelt werden. 


Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 2.)
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9(6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf


Es sind keine Fragen eingelangt.

zu 3.)
Bericht des Überprüfungsausschusses;

Der Überprüfungsausschuss hielt am 22.10.2003 seine letzte Sitzung ab. 

Überprüfung des Kassa- bzw. der Kontostände

Bargeldbestand per 22. Okt. 2003

EUR
374,05



Barkassa per 17. Okt. 2003

EUR
790,26

Kontostand Raiffeisenkasse per 17. Okt. 2003

EUR
600.151,63

Kontostand Volksbank per 17. Okt. 2003

EUR
110.559,78

Depotkonto Bürgermeisterpension 42606 per 16. Okt. 2003 
EUR
336,93

Depotkonto Bürgermeisterpension 42861 per 16. Okt. 2003 
EUR
413,21

Stand der Rücklagen per 22.Okt. 2003

Allgemeine Rücklage Raiffeisenkasse Henndorf a. W. 
EUR
1.338.201,66

Rücklage Abwasser Raiffeisenkasse Henndorf a. W.
EUR
314.595,80

Allgemeine Rücklage Volksbank Salzburg
EUR
239.009,75

Betriebsmittelrücklage Raiffeisenkasse Henndorf a. W.
EUR
25.556,10

Der Überprüfungsausschuss hat die Kassa- und Kontostände überprüft und für in Ordnung befunden.

Der Überprüfungsausschuss hat die Überziehungen lt. Liste vom 15.10.2003 geprüft und für in Ordnung befunden. Für die Überziehungen gab es nachvollziehbare Erklärungen. Der  Überprüfungsausschuss beschließt einstimmig, die Überziehungen in der vorliegenden Form der Gemeindevertretung zur Genehmigung zu empfehlen.

Frau GV Mag. Eisl berichtet noch über einige Einzelheiten. 

Die Ausschussvorsitzende Frau GV Mag. Hildegard Eisl stellt den Antrag, die überprüften Überziehungen lt. Liste vom 15.10.2003, durch die Gemeindevertretung zu genehmigen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 4.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Dorfgestaltung und Verkehr;

Der Ausschuss hielt am 28.10.2003 seine letzte Sitzung ab. 

Der Ausschussvorsitzende GR Dr. Wolfang Leinberger gibt dazu folgenden 

Bericht ab. 

zu 2.)
Verkehrsangelegenheiten - Problembereiche, Bürgeranregungen - Beratung und Beschluss:

zu 2.1.)Anregung 30 km/h für Carl-Zuckmayerweg

Seitens von Anrainern liegt für den angeführten Bereich der Wunsch vor, eine 30 km/h Beschränkung zu verordnen.

Der Vorsitzende sagt, dass man sich damit schon einmal befasst hat und dabei zur Ansicht gelangt ist, dass auf Grund der örtlichen Straßenverhältnisse ohnehin kein sehr hohes Tempo möglich ist und eine sehr umfangreiche Beschilderung erforderlich wäre.

GV Düh regt an im ganzen Ortsgebiet eine 30 km/h-Beschränkung, außer auf der Ortsdurchfahrt, zu verordnen.

Dies ist laut Bürgermeister mit sehr viel Beschilderungen verbunden.

GV Ing. Aschenberger weist darauf hin, dass es eine OGH-Entscheidung gibt, wobei solche Beschränkungen ohne Sachverständigengutachten keine Gültigkeit haben.

Der Bürgermeister klärt diesbezüglich auf, dass im Verkehrskonzept solche Dinge von Sachverständigen festgehalten worden sind und dem Erfordernis damit Rechnung getragen ist.

Für GR Thalhammer ist in diesem Bereich jeder zu schnell, der mehr als 30 km/h fährt. 

GV Düh weist zwar auf das allgemeine Gebot der angepassten Geschwindigkeit hin, wenn Beschränkungen sind, kann das jederzeit exekutiert werden und ist daher griffiger.

GR Dr. Leinberger geht den besagten Straßenbereich durch und stellt fest, dass die Straßenbreite ein hohes Tempo nicht zulässt und daher vernünftige Autofahrer ohnehin nicht schneller fahren und verantwortungslose Fahrzeuglenker lassen sich auch durch Verbote nicht beschränken.

GV Weyrich nennt als positives Beispiel die Richard-Mayr-Allee in Verbindung mit der Schober-Kreuzung, seit hier die Rechtsregel gilt wird langsamer und vorsichtiger gefahren.

Der Vorsitzende stellt den Antrag, im Zuckmayerweg eine 30 km/h- Verordnung zu beantragen.

Einstimmige Ablehnung

zu 2.2.)Anregung 50 km/h für Ortsteil Hof
Für den Ortsteil Hof in unserem Gemeindegebiet gibt es eine Anregung, die eine Beschränkung der Geschwindigkeit auf 50 km/h zum Inhalt hat.

Betroffen ist der Bereich zwischen dem Haus Klampfer und dem Gehöft Gimpl.

GR Kaindl sieht in einer 50 km/h-Beschränkung auch noch ein zu hohes Tempo aus Sicht der Anrainer. Bei einer Ortstafel kommt dann die Forderung nach einer noch geringeren Geschwindigkeit. Er ist daher eher dagegen, obwohl er zugibt, dass einige Unvernünftige zu schnell fahren.

Eine Ortstafel ist laut Bürgermeister auch deswegen schwierig, weil sich Hof auf weite Teile des Gemeindegebietes bezieht und nicht nur auf den angeführten Bereich.

GR Thalhammer weist darauf hin, dass eine Ortstafel mehr bedeutet als eine reine Geschwindigkeitsbeschränkung und erwähnt als Beispiel die Schneeräumung. Er wäre daher bei einer Beschränkung für eine Geschwindigkeitsbeschränkung mit 50 km/h.

GR Dr. Leinberger sieht in einer solchen Beschränkung teilweise sogar eine Einladung zum schnelleren Fahren, da die örtlichen Verhältnisse dieses Tempo teilweise nicht zulassen.

GR Kaindl ist dafür, die Geschwindigkeitsmessanlage aufzustellen, um die tatsächlichen Geschwindigkeiten zu erheben.

Bürgermeister Eder warnt davor in Außenbereichen 30 km/h-Beschränkungen zu verordnen, hier braucht man dann wirklich ein Sachverständigengutachten, das die Notwendigkeit untermauert, sonst läuft man Gefahr, dass die Beschränkung keine Rechtsgültigkeit hat.

Die Anregung von GR Kaindl zur Erhebung der tatsächlich gefahrenen Geschwindigkeiten wird vom Ausschuss aufgegriffen und nach den Messungen soll bei Bedarf neuerlich beraten werden.

zu 2.3.)Forderung nach einem Fahrverbot und einer 30 km/h Beschränkung im Straßmühlweg

Im Straßmühlweg wurde nach der Überprüfung der Verkehrszeichen durch die Bezirkshauptmannschaft das Fahrverbot aufgehoben. Nunmehr gibt es seitens der Anrainer eine Unterschriftenliste, die die Forderung nach einer Zurücknahme dieser Maßnahmen erhebt. Es soll wieder das Fahrverbot und die 30 km/h Beschränkung kommen, so wie das vorher der Fall war.

Es wird festgehalten, dass die Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h aufrecht ist und daher nicht behandelt werden muss. 

Der Vorsitzende stellt daher fest, dass nur über das Fahrverbot zu beraten ist und er verliest das Ansuchen und die Unterfertigten.

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass viele sonstige Anrainer gegen die Aufhebung sind, insbesondere die Betriebe in diesem Bereich.

Hier eine passende Verordnung zu machen, die die notwendige Zufahrt zu den Betrieben erlaubt und wobei unerlaubtes Durchfahren auch exekutiert werden kann, ist kaum möglich.

GR Dr. Leinberger sieht ein Fahrverbot auf Grund der verschiedenen Interessen nicht sinnvoll und daher soll die derzeitige Regelung aufrecht bleiben.

GR Thalhammer ist gegen die Regelung nur für Anrainer, da es nicht privilegierte Bereiche geben soll, sondern auf öffentlichen Straßen alle die gleichen Rechte zum Befahren haben sollten.

Der Vorsitzende bringt zur Abstimmung die derzeitige Regelung mit der 30 km/h-Beschränkung aufrecht zu erhalten und ein Fahrverbot mit einer Ausnahme nur für Anrainer und Betriebszufahrten nicht einzurichten.

Einstimmige Annahme.

zu 2.4.)Parkverbot bei der Zufahrt zu Dorfgasse 5

Im Bereich der Zufahrt zum Haus Dorfgasse 5 kommt es immer wieder zu Problemen durch parkende Autos. Hier besteht der Wunsch des Eigentümers ein Parkverbot zu erlassen.

GR Dr. Leinberger beschreibt den Zufahrtsbereich, der offensichtlich öfter verparkt wird. Vielleicht wird auch von Ortsfremden die Tatsache einer Zufahrt nicht wahrgenommen.

Man sollte mit einer Bodenmarkierung auf die Zufahrt verstärkt aufmerksam machen. Dies wird vom Ausschuss einstimmig befürwortet.

zu 3.)
Auswertungen der Radarmessungen der Gemeinde - Bericht;

Die Radarmessungen der Gemeinde, die in verschiedenen Ortsteilen durchgeführt wurden, sollen an Hand der Protokolle ausgewertet werden.

Auf Grund von technischen Problemen ist leider auch dieses Mal wieder eine genaue Zuordnung nicht möglich, weil das Gerät das Tagesdatum bei den Auswertungen nicht anführt und damit die Auswertungen nicht dem aufgestellten Bereich zugeordnet werden können. Somit kann auch nicht klar erkannt werden, ob es sich um einen 30 km/h-Bereich oder einen 50 km/h-Bereich handelt.

Aus der vorliegenden, zwischen 30 km/h-Bereichen und 50 km/h-Bereichen vermischten Auswertung geht allerdings hervor, dass sich ein Großteil der Autofahrer im Geschwindigkeitsbereich bis 50 km/h befinden, wobei das allerdings für eine 30 km/h-Zone zu hoch wäre.

Die Geschwindigkeitsmessungen werden grundsätzlich als sehr sinnvoll erachtet, vor allem im Bereich von Schule und Kindergarten und für Messungen bei Forderungen nach Geschwindigkeitsbeschränkungen zu Ermittlung der tatsächlichen Geschwindigkeit.

Die Messwerte aus der Kapellenstraße und in der Hangstraße werden detailliert erörtert. Es wird festgestellt, dass sich ein Großteil an die Beschränkung hält, bzw. nur geringe Überschreitungen gegeben sind. Einzelne Ausreißer nach oben gibt es immer wieder, diese sind aber nicht mit Beschränkungen einzubremsen.

Das Gerät soll intensiv zum Einsatz gebracht werden, weil es doch eine gewisse erziehende Wirkung zeigt.

GV Düh weist schon darauf hin, dass es über der erlaubten Geschwindigkeit keine Toleranz gibt und wenn man das betrachtet, sind doch ein relativ hoher Anteil zu schnell fährt.

GR Dr. Leinberger gibt dem recht, allerdings soll ungeachtet dessen festgehalten werden, dass ein positiver Erziehungseffekt schon erreicht werden kann und daher der vermehrte Einsatz angebracht ist.

Das Gerät soll überprüft werden und bei Funktionsfähigkeit sollen die Messungen intensiviert werden.

zu 4.)
Diverse Verkehrsthemen von Institutionen (Radar, "Autofreier Tag", Schutzwege) - Bericht u. Beratung

Von verschiedenen Institutionen werden immer wieder Verkehrsthemen aufgeworfen, welche vom Ausschussvorsitzenden zur Kenntnis gebracht werden. Es wäre zu beraten, ob man die eine oder andere Maßnahme für unsere Gemeinde aufgreift.

· Mobile Radarüberwachung – moderne Ausführung – derzeit nicht erforderlich

· Untersuchung des KfV über Schutzweggefahren – bei Bedarf kann darauf zurückgegriffen werden

· Aktion „Autofrei zur Schule“ – eventuell einen Aktionstag andenken, auch im Zusammenhang mit der bevorstehenden Ortsumfahrung

GR Thalhammer regt an, bei der Gendarmerie die Unfallhäufigkeit im Gemeindebereich zu erheben.

Der Vorsitzende lädt ein, bei Bedarf die vorliegenden Broschüren im Amt anzusehen.

zu 5.)
Allfälliges;
GV Ing. Aschenberger regt in Zusammenhang mit der Dorfgestaltung an, sich mit der weiteren Ideenfindung zum Rückbau der B1 früh genug zu beschäftigen.

Laut Bürgermeister Eder gibt es einen Plan, der die zur Verfügung stehenden Flächen darstellt. Es sind dies zwar eher wenig, aber der Ausschuss muss sich mit den gegebenen Möglichkeiten rechtzeitig befassen.

GV Ing. Aschenberger sieht das im größeren Rahmen und einem weiteren Zusammenhang zum Beispiel auch mit der angrenzenden Bebauung.

Frau GV Mag. Eisl spricht den Rückbau der B1 an. Sie sagt, dass sich die Gemeinde schon einmal mit dem Planer D.I.Haslinger darüber besprochen hat. Es gibt eine Planung von D.I. Haslinger. Dies soll intensiv in der neuen Gemeindevertretung bearbeitet werden. In den nächsten Jahren soll alles genauer beobachtet werden um Erfahrungen zu sammeln. Es werden vom Bürgermeister noch einige Details zu den Umwidmungen der einzelnen Straßen nach der Umfahrung erörtert.

Frau GV Maria Paar fragt, ob unser Radarmessgerät auch an der Bundesstraße stationiert wird. 

Dies bejaht der Bürgermeister. 

zu 5.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Schule, Kindergarten, Soziales und Kultur;

Der Ausschussvorsitzende gibt dazu seinen Bericht ab.

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Volksschule - Raumprogramm – Beratung;

3. Hauptschule – Diverses - Beratung;

4. Allfälliges;

Erledigung:

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Vizebürgermeister Walter Seidl eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 2.)

Volksschule – Raumprogramm - Bertung:

Der Vorsitzende erklärt den Bedarf bzw. den Wunsch nach einer Raumerweiterung, sowie neuerdings nach einem Stiegenabgang von außen in die Garderoben.

Zum Zweiten sagt der Vizebürgermeister, dass es hier schon technische Schwierigkeiten gibt. Es ist wichtig was die Volksschule will.

Dir. Schmid berichtet über eine Erprobung in den letzten beiden Tagen, wobei der Ausgang beim ASKÖ – Ausgang probiert wurde. Es könnte sich das als Lösung anbieten, wenn man diesen verbreitern könnte. Der zweitägige Probebetrieb hat bisher gut funktioniert, man müsste nur die Machbarkeit prüfen im Hinblick auf baurechtliche und sonstige Vorschriften.

Vizebürgermeister Seidl schlägt eine Besichtigung an Ort und Stelle vor, er möchte einen ordentlichen Auf- und Abgang schaffen.

GV Düh hinterfragt die Notwendigkeit, ob es Unfälle oder dgl. gibt.

Vizebürgermeister Seidl legt dar, dass es eher Probleme durch Verschmutzung und durch die Begegnung der ankommenden und der von den Garderoben weggehenden Schüler.

GV Düh sieht das ein beim Eintreffen am Morgen, beim nach Hause gehen sieht er das nicht.

Laut Dir. Schmid gibt es das Problem dreimal, in der Früh, in der großen Pause und beim nach Hause gehen. Zum Unfall sagt sie, dass es sich bei dem Unfall um eine Kopfverletzung gehandelt hat.

GV Düh fragt sich schon, warum plötzlich dieser Wunsch nach dem Stiegenabgang so massiv auftritt, vorher wurde darüber noch nie konkret gesprochen. Als einziges Argument sieht er die Sauberkeit, wenn die Breite der Stiege für ein Auf- und Abgehen gegeben ist.

Frau Dir. Schmid ist unangenehm, wenn immer persönliche Angriffe von Seiten des Herrn Düh kommen.

Dieser verwehrt sich dagegen, dass es persönliche Angriffe sind, die er angesprochen hat.

Der Vorsitzende möchte zur Sache übergehen und persönliche Dinge beiseite lassen.

GR Dr. Leinberger hinterfragt die Schülerzahlen.

Frau Dir. Schmid sagt es betrifft 257 Schüler, die täglich die Stiege benützen.

Vizebürgermeister Seidl sieht in dem Abgang für die Volksschule das wichtigere Vorhaben als den gewünschten Anbau in Wintergartenform.

Auf Anfrage von GR Dr. Leinberger erklärt Frau Dir. Schmid auch die Begegnung mit Hauptschülern, was nochmals das Gedränge verstärkt.

Priorität hat laut Vorsitzenden der Abgang.

Bürgermeister Eder würde eine Planung einer neuen Variante vorziehen vor einer Verbreiterung, weil das wahrscheinlich nicht teurer kommt.

GR Dr. Leinberger sieht auch ein gewisses Gefahrenmoment in einer neuen Stiege.

Der vorgesehene Stiegenabgang wird besichtigt.

zu 3.)
Hauptschule – Diverses - Beratung:
Zur Zeit ist die Hauptschule wunschlos glücklich, es gibt derzeit keine Wünsche seitens der Hauptschule.

Die Beschilderung bei der Einfahrt wird derzeit noch von einer Verkehrstafel verdeckt, das soll noch verbessert werden.

Der Vizebürgermeister sieht in den Klebebuchstaben gewisse Probleme durch spielende Kinder.

zu 4.)
Allfälliges:
Frau Dir. Haimerl sagt, für sie ist es die letzte Sitzung, weil sie mit 1.12.2003 in den Ruhestand geht. Sie berichtet über ihren inoffiziellen Wissensstand bezüglich der Bewerbungen, es gibt anscheinend zwei auswärtige Bewerber, die sie beide kennt. Am 21.11.2003 ist das Anhörungsverfahren, die dazugehörige Sitzung ist am 26.11.2003 und im Dezember wird entschieden. Ein nahtloser Übergang ist daher nicht möglich, wer die Stellvertretung übernimmt wird man sehen.

Sie berichtet über die gestrige Schulforumssitzung, wobei die Eltern- und Lehrervertreter gewählt wurden.

Vizebürgermeister Seidl bedauert den Abgang, da man in den letzten Jahren sehr gut zusammen-gearbeitet hat. Er wünscht ihr für die Zukunft alles Gute.

GV Paar bedankt sich im Zusammenhang mit der „Gesunden Gemeinde“ bei Frau Dir. Haimerl für die Unterstützung und Zusammenarbeit.

Frau Mag. GV Eisl sagt, ob man nicht für den Stiegenabgang bei der Volksschule beim Land Salzburg vom Sonderinvestitionsfond um eine Förderung ansuchen sollte. 

GV Riedl spricht die Zusammenarbeit zwischen Volks- u. Hauptschule an. Vielleicht könnte dies mit dem Direktorenwechsel etwas besser werden.

Frau GV Mag. Eisl sagt, man hört, dass Klassen frei werden und trotzdem wird ständig über Platzmangel geklagt. In der Volksschule benötigt man mehr Platz durch die Montessoriklassen und man keine Raumreserven. Der Bürgermeister spricht die künftigen Klassenzahlen an, die sich in den nächsten Jahren kontinuierlich verringern werden. 

Frau GV Maria Paar sagt, dass durch einzelne Projekte, wie z.B. mit der „bewegten Schule“ die Raumnutzung ganz anders werden wird.

Der Bürgermeister berichtet, dass sowohl bei der Einführung der Musikhauptschule, als auch bei der Einführung der Montessoriklassen jeglicher Mehrraumbedarf durch die Direktorinnen ausgeschlossen wurde. In der Praxis ist das Gegenteil der Fall. 

zu 7.)
Antrag der SPÖ - Einrichtung eines Gebäudemanagements für Mehrzweckhalle - Beratung und Beschluss:

Der Antrag SPÖ-Fraktion hat im Wesentlichen zum Inhalt, bereits jetzt die erforderlichen Maßnahmen einer Konzeptidee für eine modernes Marketing und Gebäudemanagement zu treffen, das Erhebungsverfahren diesbezüglich einzuleiten und dem definitiven Baubeschluss zugrunde zu legen.

Dabei werden folgende Punkte als unverzichtbar gesehen:

· ein modernes Gebäudemanagements für Betrieb und Verwaltung

· ein überregional angelegtes Marketing zur Optimierung der Auslastung

· laufendes Controlling der Gebäudetechnik durch ortsansässige Fachfirmen

· ein Logo zu sichern (W@llerseehalle) um überregional unverwechselbar am Veranstaltungsmarkt zu bestehen.

Dieser TOP wird vor dem TOP 6.) behandelt. 

Vizebürgermeister Seidl gibt zum Antrag der SPÖ detaillierte Ausführungen. 

Er berichtet weiter, dass 2 Gemeinden in denen bereits ein Festsaal geführt wird, von seiner Fraktion besucht wurden. In der Gemeinde Neumarkt wird dieser durch eine Firma geführt. Es sind ca. 150 Veranstaltungen in diesem Saal pro Jahr. Ca. 50 für die Schule, 50 für die ortsansässigen Vereine und 50 von anderen Orten. Sie haben auch ein eigenes Kostensystem für die ortsansässigen Vereine.

In der Gemeinde Bürmoos läuft es anders, und zwar wird der Saal in anderen Gemeinden gar nicht angeboten, da er mit ortseigenen Veranstaltungen vollkommen ausgelastet ist. Der Saal wird von einem Gemeindevertreter verwaltet und die Technik durch eine ortsansässige Firma gewartet. Das Controlling macht ein Gemeindebediensteter. Es wäre in unserer Gemeinde wichtig, sich vor dem Bau darüber zu einigen wie die Betreuung laufen soll. 

GV Strumegger sagt dazu, dass die Standortfrage sehr ausschlaggebend ist. Er ist der Meinung, dass man den geplanten Mehrzwecksaal mit 150 Veranstaltungen nicht ins Grünland setzen kann. In anderen Gemeinden werden die Veranstaltungen auch in Turnsälen gemacht. Warum ist dies in Henndorf nicht möglich? 

Vizebgm. Seidl sagt, dass diese Veranstaltungen in Schulen nicht machbar sind, schon deswegen nicht, weil die Ausgabe von Alkohol verboten ist und absolutes Rauchverbot besteht. Außerdem werden die Böden derartig in Mitleidenschaft gezogen.

GR Dr. Leinberger sagt zu den Zielsetzungen des Antrages, wie hohe Auslastung, die Kosten zu minimieren und auch die Betriebsführung, bekennen sich alle Gemeindevertreter. Er betrachtet den Antrag als förmlichen Ausdruck dies alles zu bestärken. Beschlussreif ist das für ihn derzeit nicht. Der richtige Zeitpunkt wäre für Ihn beim Baubeschluss. Es erscheint ihm noch als verfrüht jetzt über die Art der Führung zu entscheiden. 

GV Weyrich glaubt, dass uns alle die Sorge um die Auslastung beschäftigt. Er geht davon aus, dass die Gemeinde sagt der Bedarf ist da und deswegen wird die Halle gebaut. Er ist nicht für ein externes Management, um die maximale Auslastung zu erreichen. 

GR Kaindl sagt zu den 50 Veranstaltungen, die in Neumarkt von den Schulen stattfinden, dass dies nur durch das Schulzentrum möglich ist. Lt. Gemeindevertretern aus Neumarkt ist der Saal nicht ausgelastet, da viele Veranstaltungen wieder in Gasthöfen stattfinden. 

GR Thalhammer glaubt, dass vorher geklärt werden muss wie die Auslastung sein wird. Es muss festgelegt werden, wer sich um den Saal kümmert und wie er verwaltet wird. Es gibt nirgends eine 100% Auslastung durch ortseigene Vereine, Schulen oder Firmen. Es muss sich jemand um die restliche Auslastung kümmern. 

Der Bürgermeister sagt, dass die hauptsächliche Auslastung durch die eigenen Vereine und Firmen stattfinden muss. Bei uns besteht der große Vorteil darin, dass schon sehr viel in die Planung eingeflossen ist. Es soll vor allem eine vielseitige Nutzung ermöglicht werden. Er rechnetnicht so sehr mit der regionalen Auslastung, da auch in anderen Gemeinden derartige Projekte geplant sind. 

Die entscheidenden Kosten sind die Personalkosten, wenn die Personalkosten in den Griff zu bekommen sind, dann ist dies auch mit den Betriebskosten möglich. Dass natürlich jemand für die Verwaltung benötigt wird ist klar. 

GV Riedl spricht die Zusammenkünfte mit dem Architekten an, diese waren sehr produktiv, dennoch ist das Ziel unserer Wünsche noch nicht erreicht, aber Architekt D.I. Kofler ist sehr kooperativ. Man soll Schritt für Schritt vorgehen. 

GR Dr. Leinberger glaubt, dass momentan wieder fundamentale Zweifel an dem Bau auftauchen. Es war von vornherein klar, als der Bau in Betracht gezogen wurde, dass es kein Geschäft werden kann. Es kann nur getrachtet werden, die Kosten in den Griff zu bekommen. Soll ein Ort wie Henndorf keine Möglichkeit für zeitgemäße Veranstaltungsausführung haben? Dies ist die Frage. Es soll die organisatorisch technische Planung genau so entwickelt werden wie die Planung des Baues selbst. 

GV Weyrich ist prinzipiell der selben Meinung, aber er hat bedenken zur Auslastung. Weiters erwähnt er, dass die Vereine nicht gefragt wurden welche Kosten sie sich vorstellen könnten. Eine Idee von ihm wäre, wenn man die Kosten ungefähr errechnet hat, die Bürger zu befragen, ob sie einen Bau der Veranstaltungshalle für notwendig erachten oder nicht. 

GV Mag. Eisl sagt, dass viele Bürger Zweifel daran haben ob sich die Gemeinde einen solchen Bau überhaupt leisten kann. Sie spricht auch an, dass sich die Vereine ja keine großartigen Sprünge leisten können. Es ist ihr wichtig zu wissen, wie die Auslastung sein wird und man muss sicher für die Auslastung werben. Die Gemeinde täte sich mit der Entscheidung leichter, wenn sie sich über die Vermarktung einig wäre. 

GV Weyrich sagt, dass die Öffentlichkeit nicht dazu da ist um in Konkurrenz mit privaten Firmen zu treten. 

Vizebgm. Seidl sagt, die Gemeinde wäre sehr froh, wenn ein privater Veranstaltungssaal vorhanden wäre, aber dies ist in Henndorf leider nicht der Fall. Er schlägt vor, die Gemeindevertretung soll beschließen, die in dem Antrag angeführten Punkte in die Beratungen zum Baubeschluss einzubeziehen und dass bei einem Baubeschluss bereits ein Konzept über die Vermarktung bestehen soll. 

Frau GV Paar glaubt, wenn man den Begriff Marketing durchleuchtet, braucht man einen Marketingleiter der sehr viel Geld kostet. 

Der Bürgermeister glaubt, es wird etwas aneinander vorbeigeredet. Es geht hier nur um die Verwaltung der Halle, ob dies die Gemeinde macht oder ein professioneller Unternehmer. 

GV Weyrich wäre trotzdem dafür, die Bürger zu befragen.

GR Frau Theresia Fletschberger meint ebenfalls, man soll Schritt für Schritt vorgehen. Die Arbeitsgruppe soll damit betraut werden. 

GV Strumegger sagt, man spricht immer von den Kosten der Halle, aber auch die Verlegung der Trainingsplätze, Parkplätze, Wasser, Kanal kostet Geld.

Hierzu gibt der Bürgermeister genaue Ausführungen. Man hat einige Varianten dazu besichtigt. Diese Dinge sind in die Gesamtkosten bereits eingeplant. Zur Standortfrage, sagt der Bürgermeister, dass es im Ort äußerst schwierig ist etwas zu machen, man hat überall Probleme wie z.B. bei der Neueröffnung der Stelzhamerstube oder beim Cafe Leimüller, es gibt nur Anrainerprobleme. 

Er sagt der Standort beim Sportplatz ist schon richtig und nach Gesprächen mit dem Architekten Kofler hat man das Gefühl, dass er sich bei der Planung sehr viele Gedanken gemacht hat. Es ist sicherlich eine Aufwertung für diesen Bereich. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, die in dem Antrag angeführten Punkte zur Vorbereitung für den definitiven Baubeschluss der Arbeitsgruppe zuzuweisen. 

1 Stimmenthaltung - GV Sommerer

1 Gegenstimme - GV Strumegger

16-Ja Stimmen

zu 6.)
Auftragsvergabe - Planung Mehrzweckhalle - Beratung und Beschluss:

Bekanntermaßen ist der Architektenwettbewerb für die Mehrzweckhalle abgeschlossen und es ging Arch. DI Kofler als Sieger aus diesem Wettbewerb hervor.

Der Sieg im Architektenwettbewerb bedeutet aber nicht automatisch, dass man mit der Planung des Projektes betraut ist, sondern es ist ein eigener Planungsauftrag zu erteilen.

Im Wettbewerbsverfahren wurden bereits die Festlegungen für eine eventuelle spätere Beauftragung festgelegt, wobei Basis die Honorarordnung für Architekten (HOA 2002) ist und ein Nachlass von 12,5 % als Bedingung eingebaut wurde.

In dem Planungsauftrag sind folgende Teilleistungen beinhaltet:

· Vorentwurf

· Entwurf

· Einreichung

· Ausführungsplanung

· Künstlerische Oberleitung

Zur weiteren Planungsabwicklung bzw. detaillierten Weiterentwicklung des Projektes ist daher die Beauftragung an den Sieger des Wettbewerbes zu den genannten Bedingungen erforderlich.

Vizebgm. Seidl sagt, dass eine der Bedingungen war, das Projekt zu überarbeiten. Es ist die Frage, ob es jetzt nur überarbeitet werden soll.

Der Bürgermeister glaubt, dass die Gemeinde rein nur mit der Überarbeitung nicht sehr glücklich sein wird. 

GR Thalhammr fragt, ob die Gemeinde den Vorentwurf bezahlen muss. Er fragt, deshalb weil damals bei der Feuerwehr dies nicht ganz so gelaufen ist wie es hätte sollen.

Dies bejaht der Bürgermeister und gibt noch einige Ausführungen dazu. 

GR Brandstätter fragt, ob es heute nur rein um den Vorentwurf geht, außerdem möchte er wissen, ob man die restlichen Kosten der Planung auch eruieren kann. Der Bürgermeister antwortet, dass dies genau berechenbar ist. 

Frau GV Paar glaubt, dass mit den Vereinsobmännern nochmals gesprochen werden soll, um Aufklärungsarbeit zu leisten. 

Bürgermeister Eder sagt dazu, dass die Gemeinde zur Information bereit gestanden hat und auch das Modell ausgestellt wurde, jedoch das Interesse der Bürger und Vereine sehr dürftig war. 

Vizebgm. Seidl schlägt vor, wenn der Vorentwurf steht, die Vereinsobmänner nochmals zur Information einzuladen. Er spricht auch an, dass bei den öffentlichen Gemeindesitzungen das Interesse der Bürger sehr gering ist. 

GV Ortner meint, dass sehr viele Bürger einfach reden ohne sich richtig zu informieren. 

Frau GV Mag. Eisl weist darauf hin, dass der Architekt den Preis unter einigen Bedingungen erhalten hat. Sie fragt, ob die Bedingungen bereits erfüllt wurden. 

Der Bürgermeister bejaht dies, da bereits 3 Treffen mit dem Architekten stattgefunden haben. 

Vizebgm. Seidl fragt bezüglich der Baubetreuung an. 

Laut Bürgermeister kann der Vergabebeschluss erst mit dem Baubeschluss erfolgen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, den Sieger des Wettbewerbs, Architekt D.I. Kofler mit der Planung des Vorentwurfes zum Bau der Mehrzweckhalle zu beauftragen. 

1 Gegenstimme – GR Strumegger;

4 Stimmenthaltungen – GV Sommerer, GR Kaindl, GR. Brandstätter, GV Wessely;

13 Ja-Stimmen

Der Antrag ist somit angenommen. 

zu 8.)
Salzburg AG - Rahmenvereinbarung für Gas- und Stromlieferung - Beratung und Beschluss:

Der Gemeindeverband hat mit der Salzburg AG, nachdem die bisherigen Zusatzvereinbarungen zu den allgemeinen Verträgen ausgelaufen sind, für die Gas- und Stromlieferungen neue Vereinbarungen ausverhandelt, wobei folgende Tarifnachlässe wirksam würden:

· Für die öffentliche Beleuchtung wird ein Wirkarbeitspreis von € 0,10 netto pro kWh vereinbart.

· Für die allgemeinen Anlagen für Stromlieferung wird eine Rabatt von 10 % auf den Tarif Gewerbe OK und von 5 % au den Tarif Privat OK gewährt.

· Für die allgemeinen Anlagen für Gaslieferung wird ein Rabatt von 4 % auf den Tarif Erdgas OK vereinbart.

Die neuen Vereinbarungen haben Gültigkeit bis 31.12.2005.

Bestehende Vereinbarungen für Sondervertragsanlagen, die günstiger als die oben angeführten Preise sind, bleiben aufrecht.

Bürgermeister Eder stellt den Antrag der vorliegenden Vereinbarung mit der Salzburg AG zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 9.)
Salzburg AG - Dienstbarkeitsverträge Bergstraße und Mühlenweg - Beratung und Beschluss:

Die Salzburg AG erweitert die Flächenversorgung für das Erdgasnetz im Bereich der Bergstraße, Friembichlweg, Jägerbauerweg. Für die Verlegung der Erdgasleitung sind Dienstbarkeiten für folgende Gemeindegrundstücke erforderlich:

3162/2, 3166/2, 3214/2, 3220

Ebenfalls ist im Mühlenweg eine Erweitung des Erdgasnetzes vorgesehene. Dabei wäre der Mühlenweg auf einer Länge von 52 m betroffen, wofür auf der Pz. 3282 eine Dienstbarkeit einzuräumen wäre.

GR Dr. Leinberger spricht an, dass es in der Tiefe unserer Straßen sehr eng wird. Wir werden irgendwann Probleme bekommen, wenn wir selbst Verbesserungen des Kanalnetzes etc. machen müssen. Das muss der Gemeinde bewusst sein. Es ist ihm aber auch klar, dass den Bürgern solche Dinge nicht verwehrt werden können. 

GR Thalhammer fragt, ob wir im Bereich der Bergstraße nicht mit dem Umfahrungsbau kollidieren, was vom Bürgermeister verneint wird.

Der Bürgermeister stellt den Antrag den vorliegenden Dienstbarkeitsverträgen für den Bereich Bergstraße und Mühlenweg mit der Salzburg AG zuzustimmen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 10.)
Aufhebung Vereinbarung gem. § 14 SROG 1998 v.3.7.1998 für Pz. 3372 - KG Henndorf:

Für die Parzelle 3372 – KG Henndorf – wurde wie bei vielen anderen Baulandflächen bei der letzten generellen Flächenwidmungsplanänderung eine Vereinbarung gem. § 14 Salzburger Raumordnungsgesetz 1998 abgeschlossen. Diese Vereinbarung beinhaltet vor allem die Bebauung der Parzelle in einer gewissen Zeit bzw. im Falle der Nichteinhaltung ein Vorkaufsrecht für die Gemeinde.

Der Wunsch des Eigentümers wäre es, so wie bei einem ähnlich gelagerten Fall bereits beschlossen, die Vereinbarung ersatzlos aufzuheben.

Gesetzlich steht eine Aufhebung nichts mehr im Wege, weil diese Vereinbarungen nach dem Raumordnungsgesetz nicht mehr zwingend vorgeschrieben werden können.

Vizebgm. Seidl sagt, dass er bei derartigen Vereinbarungsaufhebungen kein gutes Gefühl hat. Zuerst wurde getrachtet diese Vereinbarungen zu erreichen, jetzt soll man sie wieder aufheben. Er wäre für eine Verlängerung der Frist. 

Bürgermeister Eder berichtet, dass bei den umliegenden Grundstücken die Veräußerungsverbotsfrist abgelaufen ist. Es geht hauptsächlich um den Tunnelbau in diesem Bereich. Für den Antragsteller wäre es besser, wenn er erst nach dem Tunnelbau sein Wohnhaus errichten würde.

GV Weyrich sagt, dass er der Aufhebung schon zustimmen kann, da der Tunnelbau im Interesse der Gemeinde ist. 

GR Dr. Leinberger pflichtet GV Weyrich bei. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Vereinbarung gem. § 14 SROG 1998 vom 3.7.1998, wegen des Zusammenhanges mit dem Tunnelbau für die Umfahrung Henndorf, aufzuheben. 

2 Gegenstimmen – Vizebgm Seidl, Frau GV Mag. Hildegard Eisl -

mit der Begründung, dass eine Fristverlängerung bis zum Ende des Baues der Umfahrung zweckmäßiger erschienen wäre. 

16 Ja-Stimmen. 

Der Antrag ist somit angenommen. 

zu 11.)
Abänderung des Ehrungsstatutes - Beratung und Beschluss;

In der Sitzung der Gemeindevorstehung am 20.10.2003 wurde folgendes beraten. 

Die Statuten für die Durchführung von Ehrungen sind hauptsächlich auf Ehrungen für öffentliche Ämter etc. ausgerichtet. Da aber zunehmend auch Personen für sportliche Leistungen ausgezeichnet werden, soll dafür im Ehrungsstatut ein Passus eingebaut werden, der darauf abgestimmt ist. Dieser soll auch die Voraussetzungen und die Form der Verleihung, sowie das äußere Zeichen der Ehrung (Pokal oder Ähnliches) zum Inhalt haben.

Der bisher verwendete Ehrenbecher ist nach Meinung des Bürgermeisters nicht mehr ganz zeitgemäß und könnte für den Sportbereich durch einen eigenen Punkt im Ehrenstatut ergänzt werden. Es ist daher die Frage, ob man nicht für den Bereich des Sports einen eigenen Punkt in die Statuten einbaut.

Vizebürgermeister Seidl würde für sportliche Leistungen einen allgemein gehaltenen Passus einbauen, damit man individuell abgestimmte Auszeichnungen überreichen kann.

Ein jeweils angepasstes Ehrenpräsent für Sport, Kunst und Kultur wäre besser als der Ehrenbecher.

GR Dr. Leinberger spricht die bisher wichtige Symbolik an, die heute nicht mehr gegeben ist.

Der Bürgermeister kann sich auch vorstellen den Ehrenbecher beizubehalten und als Alternativmöglichkeit eben das angeführte Ehrenpräsent anlassgebunden an Persönlichkeiten zu überreichen. Ein dementsprechender Vorschlag wird für die Gemeindevertretungssitzung erarbeitet.

Vizebürgermeister Seidl sieht hier auch Möglichkeiten für die Gestaltung durch Henndorfer Künstler. Er wäre auch für den Ersatz des Ehrentellers durch ein Ehrenpräsent, weil das auch zeitgemäßer wäre.

Der Bürgermeister kann sich auch vorstellen, den Ehrenteller ganz zu streichen und für ausgeschiedene Gemeindevertretungsmitglieder ebenfalls ein Ehrenpräsent zu übergeben. Ein Vorschlag für die Abänderung der Statuten wird bis zur Gemeindevertretungssitzung erarbeitet.

Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Ehrungsstatut lt. vorliegendem Vorschlag abzuändern. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 12.)
Information über Beschlüsse der Gemeindevorstehung;

Der Bürgermeister informiert über die letzte Sitzung und die Beschlüsse der Gemeindevorstehung.

zu 14.)
Allfälliges

Bürgermeister weist auf die anstehenden Budgetsitzungen hin. 

Keine weiteren Wortmeldungen. 

Geschlossen:  MERGEFIELD sise  19.10 Uhr
Gelesen, genehmigt, gefertigt:


Gez. Bürgermeister Rupert Eder



Gez. Vizebgm. Walter Seidl


Gez. alle anwesenden Gemeindevertretungsmitglieder

F.d.R.d.A.

